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II. Abschnitt 

Überörtliche Raumordnung 

§ 3 

Überörtliche Raumordnungsprogramme 

(1) Die Landesregierung hat, wenn es zur planvollen Entwicklung des Landesgebietes oder zur 
Umsetzung von europa- oder bundesrechtlichen Vorgaben erforderlich ist, Raumordnungsprogramme für 
das Land, für Regionen, für einzelne Standorte oder für einzelne Sachbereiche aufzustellen und zu 
verordnen. 

(2) Bei der Aufstellung der überörtlichen Raumordnungsprogramme ist von den Leitzielen dieses 
Gesetzes sowie von den Ergebnissen aufbereiteter Entscheidungsgrundlagen auszugehen; die 
angestrebten Ziele sind festzulegen und jene Maßnahmen zu bezeichnen, die zur Erreichung der Ziele 
gewählt wurden. Dabei kann zwischen verbindlichen Festlegungen und Richtwerten unterschieden 
werden. Auf europarechtliche Vorgaben, Planungen und Maßnahmen des Bundes, des Landes und 
benachbarter Bundesländer ist Bedacht zu nehmen, soweit sie für die Raumordnung relevant sind. 

(3) Die Landesregierung hat als Grundlage für Festlegungen in überörtlichen 
Raumordnungsprogrammen die naturräumlichen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Gegebenheiten des Landesgebietes zu erfassen, deren Veränderungen zu beobachten und die 
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Entwicklungstendenzen zu erforschen. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren; u.a. auch in einem 
geographischen Informationssystem. Die Gemeinden und andere öffentlichrechtliche Körperschaften 
haben der Landesregierung über Ersuchen alle dafür erforderlichen Auskünfte zu erteilen, soweit darüber 
Unterlagen vorhanden sind. Gemeinden und Land können überörtliche Raumordnungsprogramme in 
einem gemeinsamen Prozess, wie einer regionalen Leitplanung, erarbeiten. Beim Amt der NÖ 
Landesregierung ist eine Sammlung der örtlichen Raumordnungsprogramme zu führen. 

(4) Zur Absicherung der Erlassung und/oder Änderung überörtlicher Raumordnungsprogramme sind 

 - die erstmalige Widmung von Wohnbauland im Ausmaß von insgesamt mehr als 2 ha, 
ausgenommen Bauland-Gebiete für erhaltenswerte Ortsstrukturen und eine vergleichbare 
Erweiterung von Wohnbauland auf Flächen, die bereits seit mindestens 10 Jahren als Hausgärten 
oder bebaute Nebenflächen Bestandteil bestehender Ortsstrukturen bilden, sowie Änderungen der 
Widmungsart von Bauland-Betriebsgebiet in eine Widmungsart des Wohnbaulands, 

 - die erstmalige Widmung von Bauland-Betriebsgebiet, Bauland-Verkehrsbeschränktes 
Betriebsgebiet, Bauland-Industriegebiet und Bauland-Verkehrsbeschränktes Industriegebiet im 
Ausmaß von insgesamt mehr als 2 ha, 

einschließlich der dafür jeweils zur Aufschließung unbedingt erforderlichen Verkehrsflächen, wobei diese 
Höchstmaße jeweils zweimalig ein weiteres Mal ausgeschöpft werden dürfen, wenn nachgewiesen ist, 
dass bereits für mindestens 70 % der dort befindlichen Bauplätze Baubewilligungen rechtskräftig erteilt 
wurden, 

 - die erstmalige Widmung von Grünland-Lagerplätze und Grünland-Abfallbehandlungsanlagen im 
Ausmaß von insgesamt mehr als 1 ha, 

 - sowie großflächige Erweiterungen von Verkehrsflächen 

nur möglich, wenn diese Widmungen für öffentliche oder solche Einrichtungen und Betriebe, die zur 
Versorgung der kulturellen, wirtschaftlichen oder sozialen Bedürfnisse der Bevölkerung erforderlich sind, 
erfolgen. 

Die erstmalige Widmung von Wohnbauland wird in jenem Ausmaß nicht auf die maximal zulässige 
Flächensumme von 2 ha angerechnet, wenn im gleichen Widmungsverfahren unbebautes Wohnbauland 
in Grünland rückgewidmet wird, und die erstmalige Widmung von Bauland-Betriebsgebiet, Bauland-
Verkehrsbeschränktes Betriebsgebiet, Bauland-Industriegebiet und Bauland-Verkehrsbeschränktes 
Industriegebiet wird in jenem Ausmaß nicht auf die maximal zulässige Flächensumme von 2 ha 
angerechnet, wenn im gleichen Widmungsverfahren unbebaute Baulandflächen in den genannten vier 
Widmungsarten in Grünland rückgewidmet werden. 

. 

Diese Beschränkung gilt nicht für die bereits am 2. Juli 2020 zur allgemeinen Einsicht aufgelegten 
Änderungsverfahren und endet für die jeweilige Gemeinde mit der Erlassung bzw. Änderung aller für sie 
rechtswirksamen überörtlichen Raumordnungsprogramme, spätestens jedoch am 31. Dezember 2023. 

Die Landesregierung kann jedoch schon vor diesem Zeitpunkt auf Antrag einer Gemeinde mit Bescheid 
feststellen, dass für diese keine Einschränkung im Sinne dieser Bestimmung bei Änderungen des 
örtlichen Raumordnungsprogrammes mehr besteht, wenn nach den Ergebnissen der Grundlagenforschung 
für deren Gebiet keine weiteren überörtlichen Festlegungen erforderlich sind. 
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